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Vorbemerkung 

Das Bundesministerium  für  Bildung  und Wissenschaft  hat im Oktober  1991 das Deutsche 
Institut  für  Wirtschaftsforschung  (DtW)  beauftragter  eine OECD-Studie  zum Thema  "Zugang 
zu Bildung,  Bildungsbeteiligung  und Bildungserfolg"  den Beitrag  über  die  Bundesrepublik 
Deutschland  zu erarbeiten.  Ziel  der  OECD-Studie  ist  es, auf  der  Grundlage  empirischer 
Fakten  Möglichkeiten  zur  Überwindung  von Ungleichheiten  und Benachteiligungen  im Zugang 
zu Bildung  und in der  Beteiligung  an Bildung  zu diskutieren.  Das Gutachten  wurde  auf  der 
Grundlage  der  OECD-Dokumente  SME/ET/4217/Di/cm  und SME/ED(91)3  erarbeitet. 

Der  Schwerpunkt  des Gutachtens  liegt  bei  der  Darstellung  der  Zugänglichkeit  von Bildungs-
angeboten der  verschiedenen  Bereiche  in formaler  und faktischer  Hinsicht,  der  sozialen 
Unterschiede  in der  Beteiligung  an Bildung  und deren  Veränderung  in den letzten  zwei 
Jahrzehnten.  Dabei werden  nicht  nur  öffentlich  finanzierte  Bildungsangebote,  sondern  auch 
Bildungsangebote  im Bereich  der  Wirtschaft  (betriebliche  Berufsausbildung  und Weiterbil-
dung)  untersucht.  Die Analyse  von Zeitreihen  bleibt  auf  die  Entwicklung  in der  Bundes-
republik  vor  dem Beitritt  der  neuen Länder  beschränkt,  weil  nur  so beobachtete  Ver-
änderungen  weitervetfolgt  werden  können.  Information  zur  aktuellen  Situation  in den neuen 
Ländern  wurden  so weit  als möglich  einbezogen. 

Das Gutachten  enthält  darüber  hinaus Aussagen zu Bildungserfolg  und Bildungsversagen  und 
informiert  über  Fördermöglichkeiten  für  Personen,  die  besonderer  Hilfe  bedürfen,  um 
Bildungsabschlüsse  zu erreichen  oder  (wieder)  in das Erwerbsleben  eingegliedert  zu werden, 
über  deren  Inanspruchnahme  und den Erfolg  dieser  Maßnahmen. Ergänzend  werden  die 
Qualifikationsstruktur  der  Erwerbstätigen  und der  Arbeitslosen  sowie  qualifikationsspezifische 
Arbeitslosenquoten  dargestellt. 

Die Entwicklung  von Zahl  und Struktur  der  Lehrenden  in Schulen,  Hochschulen  und in der 
betrieblichen  Berufsausbildung  wird  beschrieben.  Abschließend  untersucht  das Gutachten  die 
Ausgaben für  Bildung  in den verschiedenen  Bildungsbereichen.  Dabei werden  auch 
Kennziffern  gebildet  wie  die  Pro-Kopf-Ausgaben  je Schüler/Student  sowie  die  Relation  zum 
Bruttosozialprodukt.  Eine  überschlägige  Rechnung gibt  Auskunft  über  die  staatlichen  Pro-
Kopf-Ausgaben,  die  bis zur  Erreichung  des Haupt-  oder  Realschulabschlusses  bzw.  der 
Hochschulreife  entstehen. 

Ergänzend  wurde  eine Kurzfassung  dieses  Gutachtens  erarbeitet,  die  in der  Reihe "Aktuell  " 
des Bundesministeriums  für  Bildung  und Wissenschaft  veröffentlicht  wird.  Die Veröffentlichung 
der  englischen  Version  dieser  Kurzfassung  ist  in der  Reihe "International"  vorgesehen. 
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1· Grundstruktur des Bildungssystems und Eckdaten zur demographischen Entwicklung 

Die sozialen Unterschiede im Zugang zu Bildung und ihre Veränderung in den letzten zwei 

Jahrzehnten sind eingebettet in eine langfristige Expansion des Bildungswesens in der Bundes-

republik Deutschland Der Ausbau des Bildungswesens ist dabei zum einen durch die demo-

graphische Entwicklung bedingt, zum anderen durch Veränderungen der Nachfrage nach 

Bildung. Im folgenden sollen daher zunächst die Grundstruktur des Bildungssystems der 

Bundesrepublik und Eckdaten zur demographischen Entwicklung dargestellt werden« Darauf 

aufbauend wird die Entwicklung der Bildungsbeteiligung in den letzten zwei Jahrzehnten 

untersucht. 

1.1 Grundstruktur des Bildungssystems in der Bundesrepublik Deutschland 

Mit Vollendung des sechsten Lebensjahres beginnt die Schulpflicht. Für Kinder vom Ende des 

dritten Lebensjahres bis zum Beginn der Schulzeit gibt es Kindergärten und vorschulische 

Einrichtungen, die eine meist halbtägige, manchmal auch ganztägige familienergänzende 

Erziehung anbieten. Der Besuch von Kindergärten ist freiwillig,  jedoch nicht kostenlos. In 

einigen Ländern gibt es einen Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz. Eine bundesrecht-

liche Regelung wird erst für das Jahr 1998 angestrebt. Die Kinder werden von Erzieherinnen 

und Erziehern, nicht von Lehrern betreut. 

Die allgemeinbildenden Schulen in der Bundesrepublik Deutschland sind in fast allen 

Bundesländern überwiegend als dreigliedriges Schulsystem angelegt; nach einer (4- bis 6-

jährigen) gemeinsamen Grundschule wird der Schulbesuch zumeist in einer der drei Schular-

ten Hauptschule, Realschule, Gymnasium fortgesetzt (vgl. Abbildung 1.1). Die Schularten 

unterscheiden sich nach Bildungszielen, Abschlüssen und Schuldauer. Die Hauptschule endet 

in der Regel mit der neunten, in einigen Ländern mit der zehnten Klassenstufe mit dem 

Hauptschulabschluß. Einige Länder haben ein freiwilliges zehntes Hauptschuljahr eingeführt. 

Die Vollzeitschulpflicht endet in den meisten Ländern nach neun Jahren. Die Realschule endet 

nach der 10. Klassenstufe und führt  zum Realschulabschluß ("Mittlere Reife"). Die Gymna-

sien führen nach insgesamt 13jähriger Schuldauer zur Hochschulreife ("Abitur"). Durch-
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Abbildung 1.1 

Grundstruktur des Bildungswesens 

Weiterbildung 
'(atigemeine und berufsbezogene Weiterbildunĝ  

in vielfältigen Formen) 

Berufsqualifizierender 
Abschluß 

Allgemeine 
Hochschulreife 

Berufsqualifizierender  Studienabschluß 
UNIVERSITÄT / TECHNISCHE UNIVERSITÄT5! 
PÄDAGOGISCHE HOCHSCHULE 
FACHHOCHSCHULE 
VERWALTUNGSFACHHOCHSCHULE 
KUNSTHOCHSCHULE 
GESAMTHOCHSCHULE 

13 

12 

11 

10 

Berufsqualifizierender  Abschluß 
Mittlerer Bildungsabschluß Fachhochschulreife3' GYMNASIALE OBERSTUFE 

(Gymnasium, Beruf-
liches Gymnasium / Fach-
gymnasium, Gesamtschule) 

Berufsausbildung in '· Berufs-
BERUFSSCHULE u. BETRIEB : aufbau-

(Duales System) j Schule 

BERUFS-
FACH-

SCHULE 
FACHOBER-

SCHULE 

GYMNASIALE OBERSTUFE 
(Gymnasium, Beruf-
liches Gymnasium / Fach-
gymnasium, Gesamtschule) 

Berufsgrundbildungsjahr 
schulisch Oder kooperativ 

Abschlüsse an Hauptschulen nach 9 oder 10 Jahren / Realschulabschluß*» 
10 10. Schuljahr 
9 Ge-

SONDER- HAUPTSCHULE REALSCHULE GYMNASIUM samt-
8 

7 

SCHULE11 schule 

6 ORIENTIERUNGSSTUFE 
(schulformabhängig oder 

5 schulformunabhängig) 

SONDER-
SCHULE'1 

SONDER-
KINDER-
GARTEN 

GRUNDSCHULE1' 

Kindergarten 
(freiwillig) 

Schematisierte Darstellung. In einzelnen Ländern bestehen Abweichungen. Durchlässigkeit 
zwischen den Schulformen ist bei Erfüllung bestimmter Voraussetzungen grundsätzlich ge-
währleistet. Vollzeitschulpflicht 9 Jahre (in BE und NW 10 Jahre), Teilzeitschulpflicht 3 Jahre. 
') Sonderschulen mit verschiedenen Sparten entsprechend den Behinderungsarten im Bereich der allgemeinbilden-

den und beruflichen Schulen. ' 
2) Nachträglicher Erwerb dieser Abschlüsse für Erwachsene an Abendhäuptschulen und Abendrealschulen möglich. 
3) Die Fachhochschulreife kann auch ζ. B. an Berufsfachschulen  und Fachschulen erworben werden. 
4) Dauer 1 - 3 Jahre; einschließlich Schulen des Gesundheitswesens die für Berufe des Gesundheits- und Pflege-

dienstes eine berufliche Erstausbildung vermitteln. 
5) Einschließlich Hochschulen mit einzelnen universitären Studiengängen (z.B. Theologie. Philosophie. Medizin, 

Verwaltungswissenschaften. Sport). 
Quelle: Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft. 

10 



lässigkeit zwischen verschiedenen Schulformen ist zwar bei Vorliegen bestimmter Voraus-

setzungen grundsätzlich möglich. Daneben gibt es Gesamtschulen, in denen die Schüler ohne 

Zuordnung zu Bildungsgängen einer bestimmten Schulart unterrichtet werden und an denen 

die verschiedenen Abschlüsse der Schulen des gegliederten Schulwesens erreicht werden 

können1. 

In den neuen Ländern sind unterschiedliche Schulstrukturen im Aufbau: Neben der Über-

nahme des in den alten Ländern vorherrschenden gegliederten Schulsystems (z.B. in Meck-

lenburg«^Vorpommern) gibt es auch Länder mit Primat der Gesamtschulen (z.B. Brandenburg) 

und Modelle einer Hauptschule und Realschule umfassenden "Regelschule" bzw. "Sekundär-

schule" (Thüringen bziw. Sachsen-Anhalt)2. 

Für körperlich, geistig und seelisch behinderte oder sozial gefährdete Kinder und Jugendliche, 

die an normalen Schulen nicht oder nicht mit ausreichendem Erfolg unterrichtet werden 

können, bestehen Sonderschulen. Nur ein verschwindend kleiner Teil der 6jährigen Kinder 

ist so schwer behindert, daß eine - gegebenenfalls spätere -Einschulung nicht möglich 

erscheint. Seit einiger Zeit werden Modelle der Integration behinderter Kinder in Regel-

schulen verstärkt diskutiert und erprobt, um die negativen Effekte  von Segregation und 

Stigmatisierung zu verringern. 

Aus den Regelungen im Grundgesetz ergibt sich die weitgehende Kompetenz der Länder im 

Bildungsbereich. Die gesamte inhaltliche, organisatorische und planerische Gestaltung der 

Schulen (sowohl der allgemeinbildenden wie der berufsbildenden) und die Schulaufsicht fallen 

in den Zuständigkeitsbereich der Länder. Schulgestaltung umfaßt dabei insbesondere die 

Festlegung der Inhalte des Unterrichts und der angebotenen Schulformen, die Planung der 

Schulstandorte, die Zulassung von Lehr- und Lemmitteln sowie die Zulassung und An-

erkennung von Privat$chulen, die gleichen oder vergleichbaren Standard aufweisen müssen. 

Im Interesse einer bundesweiten Vergleichbarkeit und Anerkennung der vermittelten Inhalte 

und der erzielten Abschlüsse wurden von den Ländern Vereinbarungen zur Vereinheitlichung 

getroffen. 

1 Den Gesamtschulen zugerechnet werden die Freien Waldorfschulen, die - auf spezifischer pädagogischer Grundlage 
(Rudolf Steiner) - ebenfalls unterschiedliche Bildungsgänge zusammenfassen. 

2 Vgl. dazu Schmidt, Wolfgang: Die Neustnikturierung der allgemeinbildenden Schulen in den neuen Bundesländern. In: 
Aus Politik und Zeitgeschichte, 37-38/1991, S. 37 ff.  Daten über den Schulbesuch sind noch nicht verfugbar.  In den neuen 
Ländern mit Ausnahme von Brandenburg beträgt die Schuldauer bis zum Abitur nur 12 Jahre. 
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